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NEWSLETTER 
 

          
 

BIRGIT SIPPEL  
MITGLIED DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS FÜR SÜDWESTFALEN  

 

THEMEN DER PLENARWOCHE MONTAG, 03.07.2017 – DONNERSTAG, 06.07.2017 

 
 

Zukunft der EU-Finanzen nach dem Brexit/ Reflexionspapier der EU-Kommission: Debatte 
am Dienstag, 04.07.2017, ab 15 Uhr; Abstimmung in einer späteren Plenarsitzung/ Zweiter 
Änderungshaushalt 2017; Abstimmung am Dienstag, 04.07.2017, ab 12 Uhr 
 
In der Haushaltspolitik stehen wegweisende Entscheidungen für aktuelle Entwicklungen, aber auch die lang-

fristige Finanzierung der Europäischen Union bevor. Eine zentrale Herausforderung ist der Brexit: Im zweiten 

EU-Nachtragshaushalt 2017, der am Dienstag verabschiedet werden soll, beziffert die Kommission zum Bei-

spiel den Schaden für die EU durch den Pfundverfall im Zuge des britischen Referendums auf bis zu 1,5 Mil-

liarden Euro. Ein Betrag, der die Milliarden-Ausstände der Briten bei der EU weiter steigert. Ebenfalls am 

Dienstag wird Haushaltskommissar Günther Oettinger ins Plenum in Straßburg kommen und das Reflexi-

onspapier zur Zukunft der EU-Finanzen vorstellen. Damit bereitet die Kommission den nächsten mehrjähri-

gen Finanzrahmen (MFF) vor, der 2021 in Kraft treten soll. Eine der Fragen, die Oettinger darin beantworten 

muss, ist, wie der EU-Haushalt ohne den britischen Beitrag aussehen kann. Für die EU-Regionalpolitik könn-

te die entstehende Lücke bedeuten, dass es zu Kürzungen kommen würde - so jedenfalls ist die Aussicht in 

vier der fünf skizzierten Szenarien. Ebenfalls bleibt fraglich, wer von der Förderung dann noch profitieren 

würde. 

 

In der Juli-Plenarwoche wird das Europäische Parlament dann sein Mandat für die Trilogverhandlungen für 

den Haushalt 2018 abstimmen - den letzten Haushalt, der vollständig von den Briten mitgetragen wird. Im 

Trilogmandat formuliert das Parlament seine Ausgabenprioritäten für das nächste Haushaltsjahr. 

 

Für das Europäische Parlament ist klar, dass die britische Regierung für bereits eingegangene Verpflichtun-

gen genau wie für alle Kosten, die durch den Brexit entstehen, aufkommen muss. Allein mit dem Pfundverfall 

ist der EU bereits jetzt ein Schaden von bis zu 1,5 Milliarden Euro entstanden. Mit dem Geld hätte die EU 

wichtige Projekte finanzieren können. Und es darf nicht sein, dass der europäische Steuerzahler nun für die 

verantwortungslose Politik der britischen Tories einstehen muss. Dazu kommen Forderungen, die sich vor 

allem aus rechtlich verbindlichen Verpflichtungen des Vereinigten Königreichs im Rahmen des mehrjährigen 

Finanzrahmens zusammensetzen und auf 60 bis 100 Milliarden Euro beziffert werden. Dies trifft gerade auf 

Verpflichtungen im Bereich der Regionalpolitik zu, die das Vereinigte Königreich bis 2023 zu erfüllen hat.  

 

Für uns Sozialdemokraten ist wichtig, dass man der EU für ihre Aufgaben die Mittel zur Verfügung stellt, die 

sie benötigt. Der mehrjährige Finanzrahmen 2014-2020 (MFF) wurde - vor allem auf Druck der damaligen 

CDU/CSU/FDP-Regierung - im Vergleich zu den vorausgegangenen Finanzplanungen verringert. Nun kom-

men jedoch immer neue Aufgaben für die EU dazu, wie zuletzt die Verteidigungsforschung. Es darf nicht 

dazu kommen, dass die Regionalpolitik Opfer eines größeren Verteidigungsbudgets wird oder gar benutzt 

wird, um die Brexit-Lücke zu stopfen. Die EU entfaltet ihre Sichtbarkeit gerade durch eine starke Kohäsions-

politik, von der alle profitieren. Daher müssen wir auch alle Regionen mitnehmen, nicht nur die stärker Ent-

wickelten. Die Diskussion müsste in dieser Form nicht geführt werden, wenn ein Großteil der Einnahmen der 

EU nicht erst den Umweg über die nationalen Finanzministerien nehmen würde. Deswegen erwarten wir, 

dass Kommissar Oettinger den Anfang des Jahres veröffentlichten Monti-Bericht aufgreifen wird, in dem EU-

Eigenmittel gefordert werden. Zudem sollte klar sein, dass mit dem Britenrabatt auch alle anderen nationalen 

Rabatte verschwinden und der EU-Haushalt damit fairer und transparenter wird. 

 

Ausblick: Das Europäische Parlament erarbeitet gerade zwei Initiativberichte zum künftigen mehrjährige 

Finanzrahmen und zur Eigenmittel-Frage – eine Vorbereitung auf den Kommissionvorschlag dazu, der vo-

raussichtlich Anfang 2018 veröffentlicht wird. Gleichzeitig beginnen im zweiten Halbjahr 2017 die Verhand-

lungen mit Rat und Kommission über den EU-Haushalt 2018. 
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Beziehungen mit der Türkei - Suspendierung der Beitrittsgespräche / Türkei-Bericht; Debat-
te am Mittwoch, 05.07.2017, ab 15 Uhr, Abstimmung am Donnerstag, 06.07.2017 ab 12 Uhr 
 
Das Europaparlament stimmt am Donnerstag, 6. Juli, den jährlichen Fortschrittsbericht zur Türkei ab. Dort 
hat sich die politische Lage seit dem gescheiterten Putschversuch im Sommer 2016 zugespitzt. So hat Prä-
sident Recep Tayyip Erdogan tausende Lehrer, Richter, Oppositionelle und Journalisten entlassen bzw. in-
haftiert - darunter den deutschen Welt-Redakteur Deniz Yücel. Im April 2017 stimmten die Türken zudem bei 
einem Referendum mit knapper Mehrheit für eine Verfassungsänderung, wonach das Land von einem par-
lamentarischen System zu einem Präsidialsystem umgebaut werden soll. Damit würden nach Ansicht von 
Kritikern die letzten demokratischen Kontrollmechanismen ausgehebelt. 
 
Der vorgelegte Bericht der S&D-Berichterstatterin Kati Piri fordert die Suspendierung der Beitrittsgespräche, 
sollten die Verfassungsänderungen unverändert umgesetzt werden. Damit einhergehend soll die EU die Bei-
trittszahlungen (IPA-Instrument) suspendieren und die Mittel stattdessen direkt zur Unterstützung der Zivil-
gesellschaft in der Türkei nutzen. Die Partnerschaft mit der Türkei in anderen Bereichen - wie zum Beispiel 
die Zusammenarbeit bei der Bewältigung der Flüchtlingsströme, die Kooperation im Kampf gegen den Terro-
rismus, sowie die Vertiefung der Zollunion - soll weiterentwickelt werden. Falls die Türkei die Todesstrafe 
einführt, sollen die EU-Beitrittsverhandlungen und Beitrittshilfe unverzüglich abgebrochen und die Mitglied-
schaft der Türkei im Europarat in Frage gestellt werden. Auch wird das Recht der Mitgliedstaaten betont, ein 
Referendum über die Einführung der Todesstrafe in ihren Staaten zu verbieten. 
 
Wir Sozialdemokraten im Europäischen Parlament haben uns langfristig stets für einen Beitritt der Türkei 
ausgesprochen – falls alle Kriterien erfüllt sind – und befürworten daher auch keinen Abbruch der Beitritts-
gespräche. Allerdings sind wir der Meinung, dass der klare Verstoß von Präsident Erdogan gegen die Ko-
penhagen-Kriterien eine Reaktion der EU verlangt. Daher sollen die Beitrittsgespräche suspendiert werden. 
Zugleich soll die Kooperation mit der Türkei in anderen Bereichen fortgeführt werden sowie die Stärkung der 
demokratischen Kräfte in der Türkei in den Vordergrund rücken. 
 
Ausblick: Nach der Abstimmung im Parlament sind EU-Kommission und Rat am Zug. Die Kommission kann 
eine Empfehlung zur Suspendierung der Beitrittsgespräche geben, der Rat müsste diese beschließen.   
 
Straftaten zulasten des EU-Haushalts besser bekämpfen / Richtlinie; Diskussion am Dienstag, 
04.07.2017, ab 15 Uhr, Abstimmung am Mittwoch, 05.07.2017, ab 12 Uhr 
 
Zigarettenschmuggel, Betrug bei EU-Agrarsubventionen oder grenzüberschreitender Mehrwertsteuerbetrug. 
Jährlich verursachen diese und weitere Straftaten einen finanziellen Schaden in Milliardenhöhe. Da die natio-
nalen Justizbehörden diesen Fällen nur sehr stiefmütterlich nachgehen, wird das Europäische Parlament vo-
raussichtlich im September über die Einrichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft abstimmen, die dann 
bei Straftaten zulasten des EU-Haushaltes ermitteln und anklagen könnte. Bereits jetzt entscheidet das Parla-
ment über die neue sogenannte PIF-Richtlinie. Diese regelt die strafrechtliche Bekämpfung von Betrug, der 
sich gegen die finanziellen Interessen der Europäischen Union richtet. Die Straftatbestände, die darunter fallen, 
sollen europaweit definiert und harmonisiert werden. 
 
Das Europäische Parlament hat seine Position zum Vorschlag der Kommission bereits im April 2014 festgelegt. 
Nachdem die Mitgliedstaaten die Verhandlungen lange blockiert haben, konnte nun nach drei Jahren, ein gutes 
Ergebnis erzielt werden. Es sieht unter anderem vor, dass Straftatbestände wie Betrug zu Lasten des EU-
Haushaltes und Personengruppen wie „öffentliche Bedienstete“ auf europäischer Ebene definiert werden und 
Mindesthöchststrafen für Delikte im nationalen Strafrecht verankert werden. Zudem muss die Kooperation zwi-
schen den Mitgliedstaaten verstärkt werden. Das ausgehandelte Ergebnis wurde bereits im federführenden 
Innenausschuss mit großer Mehrheit gebilligt. 
 
Wir Sozialdemokraten konnten in den Verhandlungen erreichen, dass auch schwerer grenzüberschreitender 
Mehrwertsteuerbetrug von der Richtlinie abgedeckt wird. Dies bedeutet, dass diejenigen Mehrwertsteuer-
Delikte, die einen Schaden von mindestens 10 Millionen Euro verursachen und in zwei Mitgliedstaaten began-
gen wurden, unter Strafe gestellt werden müssen. Die PIF-Richtlinie wird die Bekämpfung der Straftaten zulas-
ten des EU-Haushaltes deutlich effizienter machen und legt die Grundlage für eine Europäische Staatsanwalt-
schaft. 

 
Globaler Ausstieg aus klimaschädlichen Kühl- und Triebmitteln / EU-Ratifizierung des Be-
schlusses zum Ausstieg aus FKW, Abstimmung am Mittwoch, 05.06.2017, ab 12.30 Uhr 
 
Im Herbst 2016 einigten sich 197 UN-Staaten auf der internationalen UN-Konferenz in Kigali (Ruanda) da-
rauf, die Verwendung der klimaschädlichen Fluorkohlenwasserstoffe (FKW) einzudämmen - ein Durchbruch 
für den Klimaschutz. FKW sind für gewöhnlich in Klimaanlagen, Kühlgeräten, Spraydosen oder Reinigungs-
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mitteln zu finden. Der Beschluss sieht vor, dass ihre Verwendung in Zukunft im Rahmen des sogenannten 
„Montreal-Protokolls“ sukzessive zurückgefahren wird, in einem ersten Schritt in Industriestaaten bis 2023, in 
Entwicklungsstaaten bis 2031. FKW waren als Ersatz für Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) und andere 
Stoffe, die die Ozonschicht schädigen, eingeführt worden. FCKW konnte durch das Montreal-Protokoll seit 
Ende der 1980er Jahre erfolgreich abgebaut werden. Die als Ersatz verwendeten FKW schaden zwar nicht 
der Ozonschicht, sind jedoch aktive Treibhausgase mit einem zum Teil tausendfachen Potenzial für die Er-
derwärmung im Vergleich zu Kohlendioxid. Daher verpflichten sich die UN-Staaten nun, auch die Verwen-
dung dieser Stoffe drastisch und zügig einzudämmen. 
 
Für die Ratifizierung des Beschlusses durch die EU ist die Zustimmung des Parlaments notwendig. Die zu-
ständige Berichterstatterin Konecna aus der Linksfraktion empfiehlt dem Parlament zuzustimmen. Der Um-
weltausschuss hat den Vorschlag unterstützt. 
 
Der Erfolg von Kigali ist aus Sicht der Europa-SPD ein großer Fortschritt für die internationale Klimapolitik, 
da die Erderwärmung um bis zu einem halben Grad Celsius eingedämmt werden kann und das Ziel des Pa-
riser Abkommens damit deutlich näher rückt. Die EU hat bewiesen, dass sie eine treibende Kraft im interna-
tionalen Klimaschutz sein kann. Bereits im Jahr 2014 wurde eine EU-Verordnung verabschiedet, die die Ver-
ringerung der schädlichen Gase um 75 Prozent bis 2030 regelt und den Einsatz von alternativen, sicheren 
und umweltfreundlichen Ersatzstoffen vorantreiben soll. Dies hat die internationalen Verhandlungen beför-
dert. Wir SPD-Abgeordneten appellieren an die EU-Mitgliedstaaten, bald zu unterzeichnen. EU-Kommission 
und Rat sollten die anderen Vertragsparteien auffordern, die angenommenen Beschlüsse national umzuset-
zen. 
 
Ausblick: Nach der Zustimmung durch das Parlament müssen noch die Mitgliedstaaten einwilligen. Die 
Umweltminister der EU-Staaten und die Kommission kündigten an, die EU-Ratifizierung einzureichen, so-
bald alle Mitgliedstaaten den Ratifizierungsprozess durchlaufen haben. In 2019 soll der Kigali-Beschluss in 
Kraft treten. Voraussetzung ist, dass zu diesem Zeitpunkt mindestens 20 Vertragsparteien ratifiziert haben. 
Bisher haben vier Parteien dieses Verfahren abgeschlossen. 
 
Europäische Verteidigungspolitik – Einsparungen durch Zusammenarbeit / Debatte am Diens-
tag, 03.07.2017, voraussichtlich ab 15 Uhr 
 
Ein Großteil der europäischen Bürgerinnen und Bürger fordert laut einem Eurobarometer vom Juni 2016 eine 
engere europäische Zusammenarbeit in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik - nicht zuletzt aufgrund von 
veränderten politischen und strategischen Rahmenbedingungen wie dem bevorstehenden Brexit, den Terror-
anschlägen in Paris, Brüssel und Berlin, aber auch der „America first“-Politik des neuen US-Präsidenten Do-
nald Trump. Am 7. Juni 2017 hat die Europäische Kommission einen Gesetzesentwurf zur Einrichtung eines 
europäischen Verteidigungsfonds veröffentlicht. Insgesamt sollen ab Januar 2021 aus dem EU-Haushalt und 
durch zusätzliche Beiträge der EU-Mitgliedstaaten 5,5 Milliarden Euro pro Jahr zur Verfügung gestellt werden, 
um die europäischen Verteidigungsfähigkeiten zu stärken. Mit diesem neuen Finanzinstrument will die Kom-
mission Rüstungsforschung sowie die Entwicklung gemeinsamer Verteidigungskapazitäten durch EU-
Mitgliedschaften fördern. 
 
Das Europäische Parlament hat sich in zahlreichen Resolutionen und Berichten für eine weitgehende Integrati-
on der nationalen Sicherheits- und Verteidigungspolitiken der EU-Mitgliedstaaten ausgesprochen. Es befürwor-
tet mittel- bis langfristig die Schaffung einer Europäischen Verteidigungsunion, wie sie auch in den geltenden 
europäischen Verträgen genannt wird. Dazu gehört unter anderem die Entwicklung einer gemeinsamen Außen-
, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, an deren Ausgestaltung das Europäische Parlament in stärkeren Maß 
als bisher beteiligt wäre. Eine konsequente Zusammenlegung und Nutzung nationaler Rüstungskapazitäten 
findet ebenfalls die Zustimmung des Europäischen Parlaments. 
 
Es ist eine langjährige Forderung der SPD, dass es zu einer europäischen Zusammenlegung und gemeinsa-
men Nutzung von Rüstungsgütern kommen muss. Hauptziel eines solchen „Pooling and Sharing“ muss eine 
effizientere Nutzung der vorhandenen finanziellen und wehrtechnischen Ressourcen sein. Wir halten die ge-
meinsame Forschung, Entwicklung und Beschaffung von Rüstungsgütern für sinnvoll, sofern damit Kosten ein-
gespart werden und der politische Zusammenhalt der beteiligten Mitgliedstaaten gestärkt wird. Die geplante 
Koordinierung der nationalen Rüstungspolitiken muss zudem durch eine entsprechende Vertiefung der europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik flankiert werden. Entgegengesetzt zum Kommissionvorschlag soll-
te das Europäische Parlament in die Entscheidung über den Export der mit EU-Mitteln finanzierten Rüstungs-
güter involviert werden. Das Ziel einer vertieften verteidigungspolitischen Zusammenarbeit auf EU-Ebene muss 
sein, die Rüstungsexporte an Drittländer zu reduzieren. 
 
Ausblick: Nicht in dem Kommissionsvorschlag enthalten ist ein Konzept, wie die durch Zusammenlegung und 
Zusammenarbeit notwendig werdende Umwandlung von Rüstungsproduktion in die zivile Produktion im EU-
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Rahmen begleitet und befördert werden kann. Die EU braucht einen Plan, wie die Mitgliedstaaten das Wissen 
und die Kompetenzen der nationalen Rüstungsindustrien für die zivile Produktion nutzen können und somit 
langfristig den Erhalt von Arbeitsplätzen sichern. Das Europäische Parlament wird voraussichtlich nach der 
Sommerpause über den Verordnungsentwurf der Europäischen Kommission beraten. 

 
Neue Digitalkommissarin muss digitalen Binnenmarkt vorantreiben / Ernennung von Mariya 
Gabriel zur EU-Digitalkommissarin; Abstimmung am Dienstag, 04.07.2017, ab 12 Uhr 

 
Der bisherige EU-Digitalkommissar Günther Oettinger war im Januar 2017 ins Haushaltsressort gewechselt, 
nachdem die bulgarische EU-Haushaltskommissarin Kristalina Georgiewa Chefin der Weltbank geworden war. 
Bulgarien hat nun die konservative Europaabgeordnete Mariya Gabriel als neue Kommissarin für Digitale Wirt-
schaft und Gesellschaft vorgeschlagen. Die Anhörung vor den federführenden Parlamentsausschüssen für In-
dustrie und Telekommunikation sowie Kultur hat am Dienstag, 20. Juni, stattgefunden. Die Ausschüsse hatten 
keine Einwände gegen die Ernennung von Marija Gabriel zur Digitalkommissarin. 
 
Mariya Gabriel hat sich bei der Anhörung souverän und gut vorbereitet präsentiert und die richtigen Schwer-
punkte gesetzt: Unterstützung für kleine Betriebe im Bereich Industrie 4.0, stärkere Beachtung der sozialen 
Dimension der Digitalisierung und Verbesserungen bei der IT-Sicherheit. Darüber hinaus hat sie - durchaus 
bemerkenswert für eine konservative Politikerin - betont, wie wichtig eine europäische Vision im Telekommuni-
kationsbereich ist. Jetzt muss sie liefern. Wir erwarten von ihr vor allem Fortschritte bei der Anbindung aller 
Europäerinnen und Europäer an eine zukunftsfeste und bezahlbare digitale Infrastruktur, bei den sozialen Her-
ausforderungen der Digitalisierung und der Vollendung des digitalen Binnenmarkts. 
 
Ausblick: Wenn das Parlament bei seiner Plenarsitzung am Dienstag, 4. Juli, zustimmt, wird Mariya Gabriel 
ihren Posten als EU-Digitalkommissarin voraussichtlich noch in der ersten Julihälfte antreten. 
 

Sitz des Europaparlaments - Schluss mit dem Reisezirkus? / Erklärung von Rat und Kommis-
sion; Mittwoch, 05.07.2017, ab 15 Uhr 
 
Das Europaparlament hat mit Brüssel, Luxemburg und Straßburg drei Standorte. Den Großteil der Zeit arbeiten 
die Abgeordnete, ihre Mitarbeiter sowie die Verwaltung und weitere Angestellte am Brüsseler Sitz des Parla-
ments. Einmal im Monat fahren jedoch Abgeordnete und Personal zur viertägigen Plenarsitzung nach Straß-
burg. Akten und anderes Material werden per Lastwagen nach Straßburg gebracht. Dadurch entstehen jährlich 
Kosten in Millionenhöhe, zudem wird die Umwelt belastet. Die Aufteilung der Arbeitsorte geht auf eine Ent-
scheidung der Staats- und Regierungschefs zurück, die in den EU-Verträgen festgehalten ist. Um diese zu än-
dern, bräuchte es einen einstimmigen Beschluss der Staats- und Regierungschefs. Neue Aktualität hat die Dis-
kussion kürzlich durch den Brexit bekommen, der die Verlegung zweier EU-Agenturen aus London nötig macht. 
In der Diskussion war, ob die Europäische Arzneimittelbehörde (EMA) im Tausch gegen den Parlamentssitz 
nach Straßburg umgesiedelt werden könnte. 
 
Wir SPD-Abgeordneten sprechen uns seit vielen Jahren mehrheitlich dafür aus, dass sich das Parlament auf 
einen Sitz beschränkt. Der Reisezirkus zwischen den verschiedenen Arbeitsorten führt zu unvertretbaren Kos-
ten und Umweltbelastungen, die den europäischen Bürgerinnen und Bürgern nicht zu vermitteln sind und das 
Ansehen des Parlaments und seiner Mitglieder beschädigen. Es gilt als sicher, dass sich eine große Mehrheit 
im Europäischen Parlament für einen einzelnen Standort aussprechen würde.  
 
Ausblick: Bei der Plenartagung werden Rat und Kommission Erklärungen zum Parlamentssitz abgeben, an-
schließend debattieren die Abgeordneten über das Thema 
 
 
Wenn Sie diesen Newsletter künftig nicht mehr erhalten möchten, bitte ich um eine Nachricht an mein 
Europabüro.  
 

Kontakt:  
 
Europabüro Birgit Sippel MdEP 
Ulricherstraße 26 – 28  
59494 Soest 
Tel.: 02921/364738 
Fax: 02921/15952 
Mail: europa@birgit-sippel.de  
Internet: www.birgitsippel.de  
Facebook: www.facebook.com/BirgitSippel  
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